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Voller Einsatz für
das Frühfranzösisch
In den vergangenen Monaten ist Kritik am Schulfach
laut geworden. Mit leistungsstarken Primarschülern
und motivierten Lehrerinnen wie Claudia Gradinger
kann der Unterricht gelingen. Doch was ist mit
den weniger begabten Kindern?

Die Primarschullehrerin Claudia Gradinger ist eine überzeugte Anhängerin des Sprachbad-Konzepts.

SEBASTIAN BRIELLMANN (TEXT),
KARIN HOFER (BILDER), BASEL

Die erste Überraschung an einer Bas-
ler Primarschule im Gundeli-Quartier,
zur Hälfte strukturschwach, zur Hälfte
gentrifiziert. Da wird, im Französisch-
unterricht einer fünften Klasse, tatsäch-
lich Französisch gesprochen.

Die Lehrerin fragt: «Tu as eu une
bonne pause?»
Die Schülerin antwortet: «Oui.»
Die Lehrerin fragt einen anderen
Schüler: «Ça va bien?»
Dieser bejaht: «Oui, ça va bien.»

So geht das noch ein paar Minuten wei-
ter, bis fast jeder in der Klasse etwas ge-
sagt hat. Repetition zum Aufwärmen.
Kommt einem ganz bekannt vor, ganz
normal auch. Und steht ein bisschen im
Widerspruch zur gängigen Erzählung
aus Deutschschweizer Kantonen, die am
Französischunterricht verzweifeln. Be-
sonders in Basel-Stadt, das sich das teu-
erste Bildungssystem des Landes leis-
tet – und, quasi zum Dank, die schlech-
testen Schüler hervorbringt, wie natio-
nale Schulvergleiche zeigen.

Es mag im Stadtkanton nicht die
formvollendete Wahrheit sein, aber
sicherlich mehr als ein Gerücht: Der
Französischunterricht wird zwar durch-
aus fürs Lehren und Lernen genutzt –
nur halt nicht für Französisch. Das er-
zählen vor allem verzweifelte Leh-
rer, die die lateinische Sprache mögen,
und ihre Schulkinder auch, allein sinn-
stiftend zusammenbringen lasse es sich
nicht mehr. Darum, so das defaitistische
Fazit, würden die Französisch-Lektionen
dazu genutzt, Rückstände in anderen Fä-
chern aufzuholen. Das klingt nachvoll-
ziehbar: Schon die Hälfte der Dreijähri-
gen müssen in Basel in eine obligatori-
sche Deutschförderung.

Offener für Fremdsprachen

Claudia Gradinger weiss von diesen Kla-
gen,gerade wenn es um die umstrittenste
Form, das Frühfranzösisch, geht. Es ist
ihr, natürlich, auch nicht entgangen, dass
es diesen Unterricht bald nicht mehr ge-
ben könnte. Gradinger ist die Lehrerin
der Klasse, seit elf Jahren arbeitet sie als
Primarlehrerin in Basel, aber eigentlich,
so wirkt es, ist sie mehr die Kommuni-
kationsexpertin eines Systems, das unter
Druck geraten ist, nur noch wenig feu-
rige Befürworterinnen kennt.Gradinger
ist eine von ihnen.Sie sagt:«Ich kann das
Genörgel nicht mehr hören.»

Für sie ist Frühfranzösisch keine
technokratische Lösung, um das Schwei-
zerland zusammenzuhalten, sondern
eine natürliche Form, den Kindern ganz
grundsätzlich etwas beizubringen, sie
kompetenter zu machen. In jungen Jah-
ren seien sie aufnahmefähiger, offener
gegenüber Fremdsprachen. Schaut Gra-
dinger auf kantonale Vergleichstests
ihrer Schüler, die es regelmässig gibt,
sagt sie sogar: «In Französisch schnei-
den sie oft am besten ab.» Besser auch
als in Deutsch, «in dem die Schüler auch
nicht stärken wären, würden wir mit den
Fremdsprachen später beginnen».

Gradinger wirkt mit ihrer Begeiste-
rungsfähigkeit, damit, wie sie unterrich-
tet, wie sie ihren Unterricht später er-
klärt, wie ein Anachronismus, ein Über-
bleibsel eines einst euphorischen Chors
der Reformer, die mit der Losung ange-
treten sind: Neu ist immer besser – und
je früher, desto besser. Sie sagt: «Ich bin
eine absolute Vertreterin des Frühfran-
zösisch.» Sie ist die letzte Pädagogin in
ihrem Schulhaus, die das vielkritisierte
Lehrmittel «Mille feuilles» verwen-
det, «mit Überzeugung», weil dort das
«Sprachbad» am besten vermittelt werde.

In dieses lässt sie an diesem Freitag-
morgen ihre Schüler «eintauchen», wie
man das pädagogisch gerne nennt. Auch
Gradinger sagt es so. Es ist kurz vor den
Herbstferien,die Stimmung ist leicht auf-
gekratzt,als sich die Schüler vor ihrTablet
setzen müssen, in Zweiergruppen, um
sich ein paar Beiträge der «Tagesschau»
auf RTS anzuschauen. Ohne Überset-
zung, ohne Hilfe. Das ist auch für viele
Erwachsene eine Überforderung. Gra-
dinger sagt: «So können die Schüler ein
Gefühl für die Sprache entwickeln.»

Es geht in der Aufgabe auch gar nicht
darum, alles zu verstehen, sondern ein-
zelne Sätze, die in ihren Büchern stehen,
in der Reihenfolge, in der sie im Beitrag
vorkommen, zu ordnen. Einer lautet so:

«Sur un écran d’eau très, très fin.» Auf
Deutsch: «Auf einer hauchdünnen Was-
seroberfläche.» Wer hätte das gewusst?
Und warum müssen Fünftklässler so
etwas können?

Es sind solche Beispiele, die Kritiker
des Frühfranzösisch gerne anführen,
weil sie die Sinnhaftigkeit darin nicht
sehen. Sie fordern, dass eine Sprache
klassisch erlernt wird, nicht mit einem
Sprachbad. Die Resultate begünstigen
ihre Einschätzung. Eine grossangelegte
Umfrage der Konferenz der kantona-
len Erziehungsdirektoren (EDK) hat
im Mai gezeigt: Im Lesen erreicht nur
die Hälfte der Schüler in den Deutsch-
schweizer Kantonen in Französisch die
Grundkompetenzen, im Hören sind es
knapp 60 Prozent. Wie sähe es wohl in
den schwierigeren Disziplinen – Schrei-
ben und Sprechen – aus?

Das sind Ergebnisse, die das Früh-
französisch noch stärker unter Druck
kommen lassen, als es ohnehin schon
ist. In verschiedenen Kantonen wird
laut über ein Ende nachgedacht: Thur-
gau, Schwyz, Bern, Aargau, Luzern, in
den beiden Basel. Nachdem in diesem
Jahr – nach Appenzell Ausserrhoden
und St. Gallen – mit dem Kanton Zürich
auch der wichtigste entschieden hat, den
Französischunterricht in die Oberstufe
zu verschieben, sprach die zuständige
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schnei-
der (SP) ein Machtwort. Die «jüngsten
Entwicklungen» gefährdeten die «har-
monisierte Schulbildung und den natio-
nalen Zusammenhalt». Da die Bundes-
verfassung vorsieht, dass Bund und Kan-
tone die vier Landessprachen gemein-
sam fördern und sich darum bemühen,
die Verständigung zwischen den Sprach-
gemeinschaften zu verbessern, hat der
Bund hier einen gewissen Spielraum –
auch wenn die Bildungspolitik eigent-
lich Sache der Kantone ist.

Ein Streit, stilisiert zu einer Frage, die
eine ganze Nation zu spalten droht. Da-
bei fordert kaum jemand das Ende des
Französischunterrichts, im Gegenteil.
Alain Pichard, der «bekannteste Leh-
rer der Schweiz» («Sonntags-Zeitung»),
etwa will es retten, indem es in die Ober-
stufe verschoben wird. Die Schüler seien
Opfer dieser «Farce», wie er das Früh-
französisch bezeichnet. Viele von ihnen
könnten noch nicht einmal richtig
Deutsch: «Wie sollen sie dann Franzö-
sisch lernen? Und mit diesen Lehrmit-
teln?» Für ihn ist der frühe Beginn ein
«monumentaler Irrtum – eine Vollkata-
strophe». Claudia Gradinger sagt: «Das
war und ist eine gute Sache.» Zwei Fran-
zösischlehrer, beide begeisterte, begna-
dete Pädagogen, inhaltlich so weit von-
einander entfernt: Röstigraben, Faktor
zehn. Vielleicht ist es die Herangehens-
weise, die die Distanz am besten erklärt.

Über die Videos mit den RTS-Bei-
trägen, die das Schulzimmer in einen
Unruhezustand versetzen, weil es aus
jeder Ecke plärrt, sagt sie: «Natürlich
sind diese für die meisten Schüler her-
ausfordernd, aber das ist bewusst so ge-
wählt. Es ist eine Simulation des richti-
gen Lebens. So werden die Kinder moti-
viert.» So könnten sie der Realität be-
gegnen, wenn sie Ausflüge machten,
etwa ins Elsass. Kleine Dinge fragen,
dort einen Sprachfetzen verstehen.

Wann beginnt Überforderung?

Das ist eine Realität. Die andere zeigt
sich im Klassenzimmer. Das Niveau der
Fünftklässler als unterschiedlich zu klas-
sifizieren, wäre eine Untertreibung. Es
gibt jene, die kommen bestens mit, ein
Bub spricht zu Hause Französisch, für
ihn ist der Unterricht kein Problem. Ein
anderer hat eine persönliche Assisten-
tin, die mit ihm so arbeitet, dass er gar
nicht mitbekommt, was Claudia Gra-
dinger mit dem Rest gerade macht. Ein
Mädchen hat individuelle Lernziele: Sie
macht leichteste Lese-Aufgaben auf
Französisch. Für die Übungen im Klas-
senverbund reicht es nicht. Als Gradin-
ger sich zu ihr setzt und fragt, ob sie
die Sätzchen verstanden habe, kann sie
kaum antworten. Wie alt sie ist, wo sie
wohnt. Man kann das Herausforderung
nennen. Oder Überforderung.

In diesen Momenten stellt sich die
Frage, ob sich das wirklich lohnt, dass
Schülerinnen und Schüler so früh mit
Französisch anfangen, wenn sie im drit-
ten Jahr, in dem sie nun in der Landes-
sprache unterrichtet werden, kaum Fort-
schritte machen. Je drei Lektionen in
der dritten und vierten Primar, je zwei

Ob bei einem Quiz oder einemVortrag: Immer soll so viel Französisch wie möglich gesprochen werden.
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in der fünften und sechsten: Ist das über-
haupt genug, um den Kindern eine nicht
ganz einfache Sprache beizubringen?

Auch Claudia Gradinger findet, dass
das zu wenig sei, wenn man wirklich ans
Frühfranzösisch glaube, so wie sie das tut.
Darum ist sie auch Klassenlehrerin ge-
worden,um auch im restlichen Unterricht
immer wieder einmal etwas Französisch
einzubauen, eine Erklärung, eine kurze
Aufgabe,sei es nur ein Sätzlein,das gesagt
werden muss.Ça va bien? Oui, ça va bien.

Gradinger tut, was sie kann. Sie will
nicht sagen, dass Unterrichten schwie-
riger geworden sei durch die verän-
derte Bevölkerungsstruktur, aber wirk-
lich dementieren will sie es auch nicht.
«Unterschiede hat es in der Primarschule
immer gegeben.» Aber ob sie so gross
waren? Gradinger hat etwa eine Klas-
senassistentin. Heute geht es kaum mehr
ohne. Diese muss sich um einen Buben
kümmern – aber eigentlich, sagt sie, hät-
ten viel mehr dieses Sondersetting nötig.

Gleichzeitig gibt es auch die begab-
ten,fleissigen Schüler.Mehr Mädchen als
Buben, auch das ist keine Überraschung,
wie Vergleichstests zeigen. Hannah,
Franca, Katarina und Clara erzählen in
der Pause kurz, wie sie das Frühfranzö-
sisch beurteilen. Clara sagt: «Französisch
ist wichtig, damit wir uns in der Schweiz
verstehen.» Katarina sagt: «Ich will mich
auch imAusland,wo Französisch gespro-
chen wird, verständigen können.» Aber,
das sagen die Schülerinnen über ihre
Klasse auch noch, erstaunlich reflektiert:
Für jene, die daheim kein Deutsch sprä-
chen, sei die zusätzliche Sprache nicht
einfach. Das tue ihnen leid.

Forschungsergebnisse ignoriert

Dass früher Französischunterricht für
Fremdsprachige schwierig ist, überfor-
dern kann, zeigt auch die EDK-Untersu-
chung. So schneiden Schüler mit Migra-
tionshintergrund klar schlechter ab als
solche ohne. Darum sagen immer mehr
Kantone, fremdsprachige Kinder müss-
ten zuerst richtig Deutsch lernen, be-
vor man sich um Frühfranzösisch (oder
-englisch) kümmere.

Gefragt sind auf einmal Forscherin-
nen wie Simone Pfenninger, die schon
vor über zehn Jahren nachgewiesen hat,
dass sich ein früher Beginn des Fremd-
sprachenunterrichts nicht lohnt. Sie
wurde diskreditiert, auch von der EDK.
Heute glaubt man ihr, was sie schon
von einer Dekade im «Tages-Anzeiger»
sagte: «Das heutige Kurzfutterkonzept
mit rund zwei Wochenlektionen pro
Sprache ist zum Scheitern verurteilt.»

Vielleicht gibt es so etwas wie zwei
Wahrheiten, ineinander verwoben in
einer Primarschulklasse wie jener im
Basler Gundeli. Diejenige der Optimis-
tinnen wie Claudia Gradinger, die es
mit viel Arbeit schafft, die Klasse mit-
zunehmen oder zumindest zusammen-
zuhalten. Die die beiden (ganz guten)
Vorträge an diesem Tag von Clara und
Katarina lobt, aber auch Fehler an-
spricht, repetieren lässt. Die Ruhe in die
Klasse bringt, wenn in kleinen Gruppen
mit Karten gespielt wird, mit denen die
«Familie der Wörter» geübt wird (Tiere,
Alltagsutensilien, Lebensmittel). Die-
jenige aus der Gruppe, die am meisten
Französisch spricht, bekommt von Gra-
dinger eine Kapitänsmütze aufgesetzt.
Als Motivation. Das funktioniert.

Die andere Wahrheit ist, wenn man
in derselben Klasse an der Wandtafel
kleine Kärtchen mit einfachen Sätzen
mit vielen Fehlern sieht. Auf Deutsch.
Wenn klarwird, wie viele Schüler ein
Sondersetting haben oder einfach über-
fordert sind. Oder wenn man grosse
Kopfhörer erblickt, die die Kinder nut-
zen können, wenn sie nicht gestört wer-
den wollen. Dann rücken andere The-
men in den Vordergrund, die womöglich
wichtiger sind als Frühfranzösisch. Klar
scheint: Mit guten, motivierten Schü-
lern, die Deutsch können, lässt sich in
jedem System gut unterrichten, solange
es motivierte Lehrerinnen wie Gradin-
ger gibt. Sogar im Sprachbad.Aber kann
das Gros der Klasse mithalten?

Sogar der Kanton Basel-Stadt, lange
Zeit ein unkritischer, feuriger Befürwor-
ter des Frühfranzösisch, befragt nun
Lehrer, Schüler, Eltern, Wirtschafts-
vertreter zum Fremdsprachenkonzept.
Die Unterstützung klang auch schon
optimistischer. Claudia Gradinger sagt:
«Ich werde mich dafür einsetzen, dass
wir das Frühfranzösisch beibehalten. Im
Sinne der Kinder.»

«Natürlich sind diese
Videos für die meisten
Schüler herausfordernd,
aber das ist bewusst
so gewählt. Es ist eine
Simulation des richtigen
Lebens. So werden
die Kinder motiviert.»
Claudia Gradinger
Primarschullehrerin

Die Schweiz soll eine Folterstrafnorm
ins Gesetz aufnehmen
Der Nationalrat versucht, der Kritik eines Uno-Komitees Rechnung zu tragen

DANIEL GERNY

Was wäre mit dem türkischen Polizis-
ten passiert, wenn er in die Schweiz
geflohen wäre, nachdem er sein Op-
fer tagelang mit verbundenen Augen
an der Decke aufgehängt hatte? Oder
mit dem russischen Sicherheitsbeam-
ten, der einen Verdächtigen mit Elek-
troschocks bis zur Bewusstlosigkeit trak-
tierte? Die schweizerischen Strafverfol-
gungsbehörden wären machtlos, sagen
Amnesty International und mehrere an-
dere Nichtregierungsorganisationen. Sie
führen die Fälle als Beispiele dafür auf,
weshalb die Schweiz die Folter als Straf-
tatbestand in ihr Strafgesetzbuch auf-
nehmen müsse.

Über diese Frage entscheidet die
Rechtskommission des Nationalrates
an diesem Donnerstag. In der Winter-
session kommt das Geschäft voraus-
sichtlich in die grosse Kammer. Seit Jah-
ren streitet die Politik darüber, ob das
Recht bei Folter lückenhaft ist und die
Schweiz deshalb zum sicheren Hafen für
Folterer werden könnte.Vor bald vierzig
Jahren ist sie zwar dem Uno-Überein-
kommen gegen Folter beigetreten und
hat später auch ihr Strafrecht angepasst.
Folter ist seither als ein Völkerrechtsver-
brechen definiert, das auch auf ausländi-
sche Täter anwendbar ist, die ihre Taten
im Ausland begangen haben.

Passive Haltung des Bundesrats

Doch dieses Verbot greift nicht immer,
sondern nur in Fällen, die im Rahmen
eines systematischen Angriffs auf die
Zivilbevölkerung oder eines bewaffne-
ten Konflikts erfolgen. Und auch bei
Straftatbeständen wie vorsätzlicher
Tötung, Freiheitsberaubung, Körper-
verletzung oder Nötigung, die alle Teil
von Folter sein können, stellt sich ein
Problem: Die schweizerische Justiz ist
für Fälle ohne Anknüpfungspunkt zur
Schweiz grundsätzlich nicht zuständig,
sogar wenn sich die Täterin oder der
Täter im Land befindet. Solche Per-
sonen können zwar ausgeliefert wer-
den, doch eine Verurteilung durch die

Schweizer Justiz ist nur in Ausnahme-
fällen möglich.

Die offizielle Schweiz stellt sich
gegenüber dem Uno-Komitee gegen Fol-
ter trotzdem auf den Standpunkt, sie er-
fülle die Anforderungen des Uno-Über-
einkommens vollumfänglich. Formal-
juristisch mag dies zutreffen, dennoch
reisst die Kritik nicht ab.Das Uno-Komi-
tee fordert die Schweiz seit Jahrzehnten
periodisch dazu auf, ihr Strafgesetzbuch
anzupassen. Verschiedene andere Län-
der haben in ihrem Recht längst eigen-
ständige Foltertatbestände eingeführt,
so zum Beispiel Frankreich oder Öster-
reich. In Deutschland ist die Rechtslage
dagegen ähnlich wie hierzulande.Jedoch
hat sich auch das Parlament mit der pas-
siven Haltung des Bundesrates nicht zu-
friedengegeben.

Widerstand aus den Kantonen

Vor einem Jahr stimmte der Natio-
nalrat einer parlamentarischen Initia-
tive des Grünliberalen Beat Flach zu,
einen eigenen Straftatbestand für Fol-
ter einzuführen. Der Entscheid fiel
recht deutlich aus: Mit Ausnahme der
SVP nahmen alle Fraktionen den Vor-
stoss an. Im Ständerat hat das Anlie-
gen ebenfalls Chancen; dort hat die
vorberatende Kommission bereits frü-
her ihre Zustimmung signalisiert. In-
zwischen hat die Nationalratskommis-
sion das Geschäft vorangetrieben: Mit
einer Folterstrafbestimmung könne die
Gesetzgebung gestärkt und ein Zeichen
gegen solche Verbrechen gesetzt wer-
den, argumentiert sie.

Trotz dieser recht klaren Ausgangs-
lage ist die Sache aber noch nicht in tro-
ckenen Tüchern. So sprechen sich die
kantonalen Justiz- und Polizeidirekto-
ren (KKJPD) gegen ein ausdrückliches
Folterverbot aus – also jene Departe-
mentschefs, die von neuen Strafbestim-
mungen besonders betroffen sind. Es
sei nicht Aufgabe des Strafrechts, politi-
sche Zeichen zu setzen, argumentieren
sie. Werde das Strafrecht als politisches
Instrument eingesetzt, könne dies der
Glaubwürdigkeit schaden. Der Erlass

einer entsprechenden Norm werde für
die Strafverfolgungs- und Justizbehör-
den ausserdem zu schwierigen Abgren-
zungsproblemen führen und ihre Arbeit
erschweren, befürchtet die KKJPD.

Ausweitung auf Privatpersonen

Vor allem im Ständerat könnten solche
Überlegungen noch zu reden geben. Ob
die beiden Räte ein ausdrückliches
Folterverbot tatsächlich beschliessen,
hängt deshalb auch von seiner Ausge-
staltung ab – also davon, wie weit es
gefasst ist. Ein Vorentwurf der Rechts-
kommission schlägt hier Varianten vor,
die sich vor allem in einem Punkt unter-
scheiden: Wer soll Täterin oder Täter
sein können? Allgemein spricht man
vor allem dann von Folter, wenn sie
von staatlichen oder staatsähnlichen
Akteuren ausgeht. Massgeblich ist, so
gesehen, also der Missbrauch des staat-
lichen Gewaltmonopols. Denkbar wäre
aber auch, Folter durch Privatpersonen
ebenfalls ausdrücklich unter Strafe zu
stellen. Massgeblich wäre in dieser Va-
riante die grausame Natur der Folter-
handlungen.

Für eine Ausweitung auf Privat-
personen spricht die Einheitlichkeit,
also dass die neue Bestimmung unab-
hängig vom Täterkreis für alle Folter-
handlungen in gleicher Weise gilt: Ein
Geiselnehmer, der seine Opfer foltert,
um an Geld zu kommen, würde davon
ebenso erfasst wie Schergen eines Un-
rechtsregimes. Das Uno-Übereinkom-
men verlangt dies allerdings nicht. Eine
Beschränkung der Strafbarkeit auf
Akteure mit staatlichen oder staats-
ähnlichen Auftraggebern werde da-
gegen dem spezifischen Unrechtsgehalt
von Foltern eher gerecht, heisst es in
den Erläuterungen zum Vorentwurf. Er
sieht aus diesem Grund für diese Va-
riante eine höhere Mindestfreiheits-
strafe von zwei (bis zu zehn) Jahren
vor. Mit einer Freiheitsstrafe von bis
zu fünf Jahren soll zudem bestraft wer-
den, wer planmässig konkrete techni-
sche oder organisatorische Vorkehrun-
gen trifft, um foltern zu können.

Endstation Samedan statt St. Moritz
RhB-Züge der Albulalinie erreichen ihr Ziel wegen grosser Verspätungen häufig nicht

TOBIAS GAFAFER

Die Albulalinie der Rhätischen Bahn
(RhB) ist eine der schönsten Bahnstre-
cken der Schweiz. Seit dem vergange-
nen Dezember gilt ein neues Betriebs-
konzept mit kürzeren Fahrzeiten. Die
Interregio-Züge von Chur wenden
in St. Moritz innerhalb von vierzehn
Minuten, womit die RhB eine Kom-
position einspart.

Doch der neue Fahrplan funktio-
nierte in den vergangenen Monaten
häufig nicht.Allein seit dem Juli erreich-
ten Züge aus Chur in mehr als hundert
Fällen den Nobelkurort nicht. Für sie
war bereits in Samedan Endstation. Auf
der Albulalinie kam es immer wieder zu
Verspätungen von rund dreissig Minu-
ten oder mehr.

Passagiere sind verärgert

Ist ein Zug stark verspätet, stoppt die
RhB diesen in Samedan, damit er mehr
oder weniger pünktlich nach Chur zu-
rückfahren kann. In den meisten Fäl-
len organisierte die Bahn in Same-
dan am selben Perron einen Ersatz-
zug, um die Passagiere verspätet noch
nach St. Moritz zu bringen. Sie mussten
aber umsteigen, wie auch Reisende von
St. Moritz. Zudem waren verpasste An-
schlüsse häufig, etwa nach Pontresina
und weiter zur Bernina-Strecke, wo nur
jede Stunde ein Regionalzug fährt.

Die Verspätungen und Ausfälle füh-
ren vermehrt zu Reklamationen. «Es
schadet dem Image des Tourismus,

wenn Gäste mit viel Gepäck bereits bei
der Anreise mit Komplikationen kon-
frontiert werden», sagt Monzi Schmidt.
Sie präsidiert den Gemeindeverband
für den öffentlichen Verkehr im Ober-
engadin. Das ungeplante Umsteigen er-
schwere die angestrebte Stärkung des
öV, sagt Schmidt. Zudem gebe es Pro-
bleme mit dreckigen Zügen, weil die
Zeit nicht für die Reinigung gereicht
habe. Die Leidtragenden seien auch die
Zugsbegleiter, die zur Zielscheibe des
Unmuts von Passagieren würden.

Behinderung durch Baustellen

Die RhB räumt auf Anfrage ein, dass
die Pünktlichkeit auf der Albulalinie
nicht zufriedenstellend ist. Die Haupt-
ursache sei die grosse Bautätigkeit, sagt
der Sprecher Simon Rageth – von Chur
über Thusis bis zum Solis-Viadukt. Zu-
dem müsse wegen des Brienzer Rut-
sches die Geschwindigkeit reduziert
werden. Im September hätten diverse
Langsamfahrstellen zu einem Fahrzeit-
verlust von rund vier Minuten geführt.
Der Betrieb auf der grösstenteils ein-
spurigen Strecke werde dadurch anfäl-
lig für Verspätungen. Im Sommer sei es
auch noch zu hitzebedingten Störun-
gen gekommen.

Die RhB könne den Unmut nach-
vollziehen, sagt Rageth. Im laufenden
Jahr mit dem neuen Betriebskonzept
habe die Pünktlichkeit auf der Albula-
linie aber verbessert werden können.
Diese stieg bis Ende September auf
78,6 Prozent gegenüber 73,9 Prozent

2024. Das ist für Schweizer Verhält-
nisse immer noch ein sehr tiefer Wert.
Gemäss der RhB wird sich die Pünkt-
lichkeit bis Ende Jahr aber erfahrungs-
gemäss nochmals verbessern.

Die Zahl der verpassten Anschlüsse
sei dagegen auf vergleichbarem Niveau
wie im vergangenen Jahr, sagt Rageth.
Darauf habe die Einführung des neuen
Betriebskonzepts keinen Einfluss ge-
habt. Der Vorteil des Einsatzes eines
Reservezuges nach St. Moritz sei, dass
Reisende von Samedan und aus dem
Unterengadin den Kurort pünktlich
erreichten. Der Nachteil sei, dass Pas-
sagiere von und nach Chur umsteigen
müssten und sich die Fahrzeit zusätzlich
verlängere.

Zuverlässige Vereina-Route

Wer nach St. Moritz und Pontresina
reist, hat zumindest eine Alterna-
tivroute. Die Verbindung durch den
Vereinatunnel funktioniert meist zuver-
lässig. Mit dem Fahrplanwechsel vom
Dezember führen die SBB im Intercity-
Verkehr zwischen Zürich und Chur die
ganze Woche den Halbstundentakt ein,
womit es mit Umsteigen in Landquart
jede Stunde eine weitere Direktverbin-
dung bis St. Moritz gibt.

Ab dem kommenden Montag bis
Mitte November ist dies ohnehin die
einzige Möglichkeit, um mit der Bahn
von der Deutschschweiz ins Engadin zu
gelangen: Die RhB sperrt die Albula-
linie zwischen Bergün und Preda für
Bauarbeiten.


